BI „Gegen das Steinkohlekraftwerk Arneburg“

Pressegespräch  24.10.2012
      1. Die BI“Gegen das Steinkohlekraftwerk Arneburg“ als Förderverein für Natur- und Umweltschutz wendet sich gegen das  SteinkohleKW Arneburg, gegen  die Hähnchenmastanlage (440.000) in Schwarzholz, tritt ein für die Weiterentwicklung der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energie (EE), für die  Speicherung von EE-Strom über power to gas und Verteilung über das Erdgasnetz

       2. Deshalb versteht es sich, dass wir als engagierte Bürger dieser Region die          Aufstellung und Fortschreibung von Bauleitplänen für Gemeinden in der Altmark mit großem Interesse verfolgen. Schließlich werden hier die Weichen für die Entwicklung von Industrie, Landwirtschaft,  Energiepolitik und ein lebenswertes Umfeld für die Bevölkerung gestellt.
Ich hole  etwas weiter aus, auch mit einem Blick  in die Vergangenheit, weil es für das Verständnis des Folgenden wichtig erscheint:

· Die BI hat die Erstellung und Änderung von Bebauungsplänen für den Industrie und Gewerbepark Altmark (IGPA) verfolgt, was schließlich zu einem Rechtsgutachten des Anwaltbüros Baumann geführt hat. In diesem Gutachten wird die 4. Änderung des Bebauungsplans des IGPA, welche  die baurechtliche Grundlage für die Errichtung des SteinkohleKW Arneburg liefern sollte, als rechtlich nichtig erklärt,  wegen der Rechtsverletzungen bei der Einsetzung des Planungsverbandes IGPA . Man beachte, dass die „Stadt und Land Planungsgesellschaft Hohenberg-Krusemark“ deren Geschäftsführer der damalige Bürgermeister und LA Ralf Bergmann war, als Autor dieser rechtlich nicht haltbaren Bebauungsplan-Änderung zu gelten hat. 
· Außerdem sei an die unrühmliche Rolle der genannten Planungsgesellschaft im Zusammenhang mit der geplanten Hähnchenmastanlage in Schwarzholz erinnert. Als Bürgermeister der Gemeinde Hohenberg-Krusemark hat die Planungsgesellschaft des Herrn Bergmann hinter dem Rücken des Gemeinderates dem Investor der Hähnchenmastanlage ein Gutachten erstellt, das die Hähnchenmastanlage befürwortet. Nach Aufdeckung dieses Sachverhaltes ist Herr B. als Bürgermeister zurückgetreten. Sie werden sagen, so kann er nicht noch einmal in die regionale Kommunalpolitik zurückkehren. Sie werden aus dem Folgenden entnehmen können, dass es zurückgekehrt ist, und alle Möglichkeiten hat, seine kommunalpolitischen Vorstellungen weiter zu verfolgen und durchzusetzen. Seine führende Rolle als Umweltsprecher der SPD Landtagsfraktion sowie als Kreis-Vorsitzender der SPD hat er auch nie zur Verfügung gestellt.  Soviel zur Vorgeschichte

3. Nun zu den Vorkommnissen im Zusammenhang mit der Erstellung eines Flächen-Nutzungsplans (FNP)   für die VG Arneburg-Goldbeck. Unser Wissen um diese Vorgänge stammt ausschließlich aus unserer ständigen Anwesenheit in den öffentlichen Sitzungen der VG-Rates und des zugehörigen Bauausschusses. Es ging zunächst um den Bauantrag der Fa. Belectric, eine Photovoltaik(PV)-Anlage in Goldbeck zu errichten. Der Fa. wurde mitgeteilt, dass sie erst Baurecht erhalten könne, wenn ein neuer FNP für die Verbandsgemeinde erstellt sei. Daraufhin schloss Belectric mit der VG A.-G. einen Kostenübernahmevertrag (Städtebaulichen Vertrag) ab. In diesem Vertrag hat sich Belectric  verpflichtet, diesen FNP für die VG bei voller Übernahme der Kosten zu erstellen. Als Gegenleistung der VG sollte der Fa. Belectric  Baurecht für die PA-Anlage gewährt werden. Diesem Vorgehen hat der VG-Rat trotz der Bedenken einiger VGRats-Mitglieder zugestimmt. Wenige Wochen nach diesem Vertragsabschluss ließ der VG-Bürgermeister Trumpf den VG-Rat wissen, dass für die Erteilung von Baurecht an Belectric ein neuer FNP der VG nicht notwendig sei. Es blieb jedoch bei der vertraglichen Verpflichtung der Fa. Belectric

Mit diesen Festlegungen hat die VG in mindestens zwei Punkten gegen Bestimmungen des BauGB im Zusammenhang mit der Zuarbeit zu einem FNP verstoßen:
· Nach §11 Abs.2 BauGB müssen die in einem Städtebaulichen Vertrag vereinbarten Leistungen angemessen sein. „Baurecht für eine PV-Anlage gegen den kompletten FNP einer VG“ ist sicher nicht angemessen.

· Die Vereinbarung einer vom Vertragspartner zu erbringende Leistung (hier FNP) ist unzulässig, wenn er (der Vertragspartner) auch ohne sie Anspruch auf die Gegenleistung (hier Baurecht für PV-Anlage) hätte. 
Darüber hinaus gibt es gegen den genannten Städtebaulichen Vertrag zwei weitere schwerwiegende Einwände:

· 3  -
· Die vor Vertragsabschluss zu erstellende Honorarermittlung ist nicht erfolgt. Diese ist jedoch entscheidend, weil die Höhe des ermittelten Honorars festlegt, ob eine Europaweite Ausschreibung zu erfolgen hat (Schwellenwert 200.000 €) oder nur mindestens 3 Planungsangebote zu einer freihändigen Vergabe . Alles das ist nicht erfolgt.

· Eine dokumentierte Prüfung der notwendigen Fachkunde und Leistungsfähigkeit des Vertragspartners (hier Fa. Belectric) liegt nicht vor. 

Die fehlende Fachkunde, Zuverlässigkeit  und Leistungsfähigkeit der Fa. Belectric wurde dann auch hinreichend durch ihr Eingeständnis belegt, als  sie im Juni 2012 feststellte, die Planungsleistungen nicht mehr erbringen zu können und deshalb die „Stadt und Land Planungsgesellschaft“ des Herrn Bergmann  für die Weiterführung der Planungsleistungen binde. Noch bevor der VG-Rat darüber informiert wurde, und deshalb auch ohne Beauftragung durch den VG-Rat,  führt jetzt also die Stadt und Land  Planungsgesellschaft des Herrn Bergmann als Nachauftragsnehmer die Arbeit am FNP weiter. Der  Herr Bergmann ist in eine Position zurückgekehrt, wo er bestimmend sein kann für die wirtschaftliche, energiepolitische und soziale Entwicklung der Region. Das alles ist ein Vorgehen der Administration der VG, die wir wohl zu Recht in unserer Einladung zu diesem Pressegespräch als skandalös bezeichnet haben.
Wir, die BI haben uns in einer Eingabe an die Landes-Kommunal-Aufsichtsbehörde gegen das gesamte Verfahren gewandt. Wir fassen noch einmal  unsere Einwände und die daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen zusammen:

Die Vergabe der Planungsleistungen für die Erstellung des FNP an die Fa. Belectric durch die VG Arneburg-Goldbeck ist rechtswidrig erfolgt. Sie muss deshalb aufgelöst und durch eine Neuvergabe ersetzt werden. Die durch die Fa. Belectric vorgenommene Weitergabe der Planungsleistungen an die „Stadt und Land Planungsgesellschaft“ ist ebenfalls rechtswidrig, da sie auf der rechtswidrigen Vergabe von Leistungen an die Fa. Belectric beruht. Sie ist deshalb nicht rechtswirksam und umgehend einzustellen.
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